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Antrag 

der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Dr. Simone Strohmayr, Ruth Müller, 
Annette Karl SPD 

Frauen vor Gewalt schützen: Istanbul-Konvention als EU-Richtlinie 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag unterstützt die Istanbul-Konvention des Europarats, durch die sich die Un-
terzeichnerstaaten verpflichten, jegliche Gewalt gegen Frauen und Mädchen sowie alle 
Formen häuslicher Gewalt als Verbrechen einzustufen. 

Der Landtag verurteilt die Ankündigung Polens, aus dem europäischen Abkommen der 
Istanbul-Konvention zum Schutz von Frauen vor Gewalt und Diskriminierung in Europa 
auszutreten. 

Der Landtag fordert die Staatsregierung auf, in geeigneter Weise darauf hinzuwirken, 
dass 

─ auf europäischer Ebene einheitliche Schutzstandards in den Bereichen Prävention, 
des Opferschutzes, der Strafverfolgung und einer grenzüberschreitenden Zusam-
menarbeit geschaffen werden, um Gewalt gegen Frauen und häusliche Gewalt zu 
verhindern und zu eliminieren, 

─ die Inhalte der Istanbul-Konvention als entsprechende EU-Richtlinie verabschiedet 
werden. 

 

 

Begründung: 

Polen hat angekündigt, aus dem europäischen Abkommen zum Schutz von Frauen vor 
Gewalt und Diskriminierung in Europa auszutreten. Polen hatte die Istanbul-Konvention 
2012 unterzeichnet und 2015 ratifiziert. Justizminister Zbigniew Ziobro will vom Verfas-
sungsgericht prüfen lassen, ob die Istanbul-Konvention zur Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen mit der Landesverfassung vereinbar ist. Sollte Polen die Konvention auf-
kündigen, würde das Land weiter von europäischen Grundwerten abrücken. Der Euro-
parat nannte den Vorstoß des polnischen Justizministers alarmierend: „Das Aufkündi-
gen der Istanbuler Konvention wäre ein enormer Rückschritt beim Schutz von Frauen 
vor Gewalt in Europa“. 

Die Istanbul-Konvention ist der erste völkerrechtliche Vertrag, mit dem umfassende und 
spezifische Maßnahmen zur Prävention und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen 
sowie zum Schutz der Opfer formuliert wurden. Die Konvention sieht vor, dass die 
Gleichstellung der Geschlechter in den Verfassungen und Rechtssystemen der Unter-
zeichnerstaaten verankert werden muss und alle diskriminierenden Vorschriften abzu-
schaffen sind. Die einzelnen Maßnahmen sehen für Opfer unter anderem eine Rechts-
beratung, psychologische Betreuung, finanzielle Beratung und den Zugang zu Unter-
bringungsmöglichkeiten, zum Beispiel in Frauenhäusern, vor. Zudem verpflichten sich 
die Vertragsstaaten, gegen alle Formen körperlicher, sexueller und psychischer Gewalt, 
gegen Zwangsheirat, Genitalverstümmelung, Zwangsabtreibung und Zwangssterilisa-
tion vorzugehen. 
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In Deutschland ist das Übereinkommen des Europarats am 1. Februar 2018 in Kraft 
getreten. 

Die Erhebung zu Gewalt gegen Frauen von der Agentur der Europäischen Union für 
Grundrechte (FRA) aus dem Jahr 2014 hat ergeben, dass jede dritte Frau nach ihrem 
15. Lebensjahr in irgendeiner Form Opfer von physischer und/oder sexueller Gewalt 
wurde. Jede zehnte Frau hat demnach seit ihrem 15. Lebensjahr sexuelle Gewalt erlit-
ten und jede zwanzigste wurde vergewaltigt. Etwas mehr als eine von fünf Frauen hat 
körperliche und/oder sexuelle Gewalt von einem gegenwärtigen oder früheren Partner 
erfahren und 43 Prozent der Frauen haben innerhalb einer Beziehung irgendeine Form 
von psychisch missbräuchlichem und/oder kontrollierendem Verhalten erlitten.  
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale 
Beziehungen 

Antrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Dr. Simone Strohmayr, 
Ruth Müller u.a. SPD 
Drs. 18/9785 

Frauen vor Gewalt schützen: Istanbul-Konvention als EU-Richtlinie 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass folgende Änderungen durchgeführt werden: 
 

1.  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:  
 
„Der Landtag unterstützt die Istanbul-Konvention des Europarats, durch die 
sich die Unterzeichnerstaaten verpflichten,  

a) Frauen vor allen Formen von Gewalt zu schützen und Gewalt gegen 
Frauen und häusliche Gewalt zu verhüten, zu verfolgen und zu beseiti-
gen; 

b) einen Beitrag zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau zu 
leisten und eine echte Gleichstellung von Frauen und Männern, auch 
durch die Stärkung der Rechte der Frauen, zu fördern; 

c) einen umfassenden Rahmen sowie umfassende politische und sonstige 
Maßnahmen zum Schutz und zur Unterstützung aller Opfer von Gewalt 
gegen Frauen und häuslicher Gewalt zu entwerfen.“ 

 

2.  Absatz 2 wird gestrichen. 
 
3. In Absatz 3 wird das Wort „verabschiedet“ durch das Wort „eingebracht“ er- 

setzt. 

 

Berichterstatter: Markus Rinderspacher 
Mitberichterstatterin: Gabi Schmidt 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten 
sowie regionale Beziehungen federführend zugewiesen. Der Ausschuss für 
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration und der Ausschuss für 
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie haben den Antrag mitberaten. 
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2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 27. Sitzung am  
22. September 2020 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
mit den in I. enthaltenen Änderungen Z u s t im m u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Antrag in seiner 39. Sitzung am 22. Oktober 2020 mitberaten und mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zu g e s t im m t .  

4. Der Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie hat den Antrag in 
seiner 32. Sitzung am 22. Oktober 2020 mitberaten und mit folgendem Stim-
mergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zu g e s t im m t .  

Tobias Gotthardt 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Dr. Simone Strohmayr, Ruth 
Müller, Annette Karl SPD 

Drs. 18/9785, 18/11122 

Frauen vor Gewalt schützen: Istanbul-Konvention als EU-Richtlinie 

Der Landtag unterstützt die Istanbul-Konvention des Europarats, durch die sich die Un-
terzeichnerstaaten verpflichten,  

a) Frauen vor allen Formen von Gewalt zu schützen und Gewalt gegen Frauen und 
häusliche Gewalt zu verhüten, zu verfolgen und zu beseitigen; 

b) einen Beitrag zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau zu leisten 
und eine echte Gleichstellung von Frauen und Männern, auch durch die Stärkung 
der Rechte der Frauen, zu fördern; 

c) einen umfassenden Rahmen sowie umfassende politische und sonstige Maßnah-
men zum Schutz und zur Unterstützung aller Opfer von Gewalt gegen Frauen und 
häuslicher Gewalt zu entwerfen. 

Der Landtag fordert die Staatsregierung auf, in geeigneter Weise darauf hinzuwirken, 
dass 

─ auf europäischer Ebene einheitliche Schutzstandards in den Bereichen Prävention, 
des Opferschutzes, der Strafverfolgung und einer grenzüberschreitenden Zusam-
menarbeit geschaffen werden, um Gewalt gegen Frauen und häusliche Gewalt zu 
verhindern und zu eliminieren, 

─ die Inhalte der Istanbul-Konvention als entsprechende EU-Richtlinie eingebracht 
werden. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Alexander Hold 

III. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher



Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 

auf:

Abstimmung

über eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 3)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak-

tionen verweise ich auf die Liste.

(Siehe Anlage 3)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der Liste einverstanden ist, den bitte 

ich um das Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen. Gegenstimmen? – Keine. Ent-

haltungen? – Herr Abgeordneter Plenk (fraktionslos). Damit ist auch dieses Votum ent-

sprechend protokolliert, und der Landtag übernimmt die Voten.

Jetzt kommt das Ergebnis zu dem Antrag der SPD-Fraktion auf Drucksache 18/7304. 

Mit Ja abgestimmt haben 26 Abgeordnete, mit Nein 75, Enthaltungen: 8. Damit ist der 

Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)
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